
ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 15. Juli 2004

über die Förderfähigkeit der für 2004 veranschlagten Ausgaben bestimmter Mitgliedstaaten für die
Datenerhebung und -verwaltung zur Durchführung der Gemeinsamen Fischereipolitik

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2004) 2730)

(Nur der dänische, der deutsche, der englische, der finnische, der französische, der griechische, der italienische,
der niederländische, der portugiesische, der schwedische und der spanische Text sind verbindlich)

(2004/555/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Entscheidung 2000/439/EG des Rates vom
29. Juni 2000 über eine finanzielle Beteiligung der Gemein-
schaft an den Ausgaben der Mitgliedstaaten für die Erhebung
von Daten sowie die Finanzierung von Studien und Pilotvor-
haben zur Durchführung der Gemeinsamen Fischereipolitik (1),
insbesondere auf Artikel 4 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Entscheidung 2000/439/EG sind die Bedingungen
festgelegt, nach denen die Gemeinschaft einen Beitrag zu
den Ausgaben der Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer na-
tionalen Programme gemäß der Verordnung (EG) Nr.
1543/2000 des Rates vom 20. Juni 2000 zur Einführung
einer gemeinschaftlichen Rahmenregelung für die Erhe-
bung und Verwaltung der Daten, die zur Durchführung
der Gemeinsamen Fischereipolitik erforderlich sind (2), ge-
währt. Hiernach entscheidet die Kommission jährlich an-
hand der von den Mitgliedstaaten übermittelten Angaben
über die Förderfähigkeit der veranschlagten Ausgaben
und die Höhe der finanziellen Unterstützung der Ge-
meinschaft für das folgende Jahr.

(2) Die Kommission hat von Belgien, Dänemark, Deutsch-
land, Griechenland, Spanien, Frankreich, Irland, Italien,
den Niederlanden, Portugal, Finnland, Schweden und
dem Vereinigten Königreich aktualisierte Fassungen ihrer
Fünfjahresprogramme erhalten, in denen beschrieben
wird, welche Daten zwischen dem 1. Januar 2004 und
dem 31. Dezember 2004 gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 1543/2000 erhoben werden sollen. Diese Mitglied-
staaten haben auch Anträge auf eine finanzielle Beteiligung
der Gemeinschaft an den Ausgaben gemäß Artikel 4 der
Entscheidung 2000/439/EG eingereicht.

(3) Gemäß Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1639/2001
der Kommission vom 25. Juli 2001 über das Mindest-

programm und das erweiterte Programm der Gemein-
schaft zur Datenerhebung im Fischereisektor und ein-
zelne Durchführungsbestimmungen zur Verordnung
(EG) Nr. 1543/2000 des Rates (3) hat die Kommission
die nationalen Programme der Mitgliedstaaten für 2004
geprüft und auf der Grundlage dieser Programme die
Förderfähigkeit der veranschlagten Ausgaben beurteilt.
Auf der Grundlage dieser Beurteilung ist den betreffenden
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a)
der Entscheidung 2000/439/EG eine erste Rate zu ge-
währen.

(4) Der Restbetrag ist 2005 zu zahlen, nachdem die Kom-
mission den Finanzbericht und den technischen Bericht
gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) der Entscheidung
2000/439/EG und Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung
1639/2001 erhalten und angenommen hat, in dem im
Einzelnen beschrieben ist, inwieweit die bei Erstellung der
Mindestprogramme und der erweiterten Programme fest-
gesetzten Ziele verwirklicht wurden.

(5) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschus-
ses für Fischerei und Aquakultur —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Mit der vorliegenden Entscheidung werden die Höhe der förder-
fähigen Ausgaben der einzelnen Mitgliedstaaten und die Höhe
der finanziellen Unterstützung der Gemeinschaft für die Daten-
erhebung und -verwaltung zur Durchführung der Gemeinsamen
Fischereipolitik für 2004 festgelegt.

Artikel 2

Zu den Ausgaben, die bei der Datenerhebung und -verwaltung
zur Durchführung der Gemeinsamen Fischereipolitik gemäß An-
hang I entstehen, wird ein finanzieller Beitrag von bis zu 50%
der im Rahmen des Mindestprogramms gemäß Artikel 5 der
Verordnung (EG) Nr. 1543/2000 förderfähigen Ausgaben ge-
währt.
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Artikel 3

Zu den Ausgaben, die bei der Datenerhebung und -verwaltung
zur Durchführung der Gemeinsamen Fischereipolitik gemäß An-
hang II entstehen, wird ein finanzieller Beitrag von bis zu 35%
der im Rahmen des erweiterten Programms gemäß Artikel 5 der
Verordnung (EG) Nr. 1543/2000 förderfähigen Ausgaben
gewährt.

Artikel 4

1. Die Gemeinschaft zahlt eine erste Rate in Höhe von 50%
des in den Anhängen I und II genannten Finanzbeitrags.

2. Der Restbetrag wird im Jahr 2005 nach Eingang und An-
nahme des Finanzberichts und des technischen Berichts gemäß
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) der Entscheidung 2000/439/EG
des Rates gezahlt.

Artikel 5

1. Für die Berechnung der förderfähigen Beträge nach dieser
Entscheidung gilt der Euro-Umrechnungskurs vom Mai 2003.

2. Ausgabenerklärungen und Vorschussanträge in Landes-
währung derjenigen Mitgliedstaaten, die sich nicht an der dritten
Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion beteiligen, werden
zu dem Kurs in Euro umgerechnet, der im Monat ihres Eingangs
bei der Kommission gilt.

Artikel 6

Diese Entscheidung ist an das Königreich Belgien, das König-
reich Dänemark, die Bundesrepublik Deutschland, die Helleni-
sche Republik, das Königreich Spanien, die Französische Repub-
lik, Irland, die Italienische Republik, das Königreich der Nieder-
lande, die Republik Portugal, die Republik Finnland, das König-
reich Schweden und das Vereinigte Königreich von Großbritan-
nien und Nordirland gerichtet.

Brüssel, den 15. Juli 2004

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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